
 

 

 

Anlage 6.1 – 6.11 zu GD 107/20 

Stadt Ulm 
Beschlussvorlage 

 

 

Bebauungsplan „Leimgrubenweg“ 

Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung und 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde vom 23.04.2019 bis einschl. 
24.05.2019 durchgeführt. Parallel dazu wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden, unterrichtet 
und zur Stellungnahme aufgefordert. 
 

Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde eine Stellungnahme 
vorgebracht: 
 
Stellungnahmen Öffentlichkeit Stellungnahmen der Verwaltung 

Einwendung 1, 
Schreiben vom 24.05.2019 (Anlage 6.1) 
 

Die Einwenderin ist Erbbauberechtigte bezüglich 
des nördlich an das Plangebiet angrenzenden 
Grundstücks Flurstück 2605. Das Grundstück ist mit 
einem 2-geschossigen Gebäude bebaut sowie mit 
einer Grenzgarage. Das Gebäude ist an ein patho-
logisches Labor vermietet. Das Erbbaurecht der 
Einwenderin endet im Jahr 2060. 
Der Bebauungsplan setzt bezüglich des Maßes der 
Bebauung eine Bebaubarkeit des mit dem Bebau-
ungsplan überplanten Grundstücks auf der gesam-
ten Länge der südlichen Grundstücksgrenze des 
Grundstücks der Einwenderin fest. Der Abstand der 
Baugrenze zum Grundstück der Einwenderin be-
trägt ausweislich des Abstandsflächenplans 2,5 m 
(Mindestgrenzabstand). Die auf dem vom Bebau-
ungsplan erfassten Baugrundstück mögliche Höhe 
der Gebäude ist auf 23,5 m, bezogen auf das Stra-
ßenniveau des südlich des Plangebiets 
verlaufenden Leimgrubenwegs, festgesetzt. Das 
mit dem Bebauungsplan überplante Grundstück 
2599 kann mit einer GRZ von 0,9 - also nahezu voll-
ständig - überbaut werden. Die verbleibende 
Grundfläche von 0,1 wird durch Verkehrsflächen 
(Stellplätze, Zufahrt) überbaut und damit auch 
versiegelt. Eine Bodenversiegelung ist also auf 100 
% der Grundstücksfläche zulässig. 
Eine GFZ wurde nicht festgesetzt. 
Nach den planerischen Festsetzungen - die sich an 
dem geplanten Vorhaben orientieren - ist ein Bau-
körper mit 23,5 m Höhe - gemessen von dem Stra-
ßenniveau des Leimgrubenwegs aus - und einer 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Entwurf des Bebauungsplans setzt, wie für 
einen Angebotsbebauungsplan üblich, ein 
großzügiges Baufenster mit einem im Bereich 
zum nördlich angrenzenden Grundstück Flur 
Nr. 2605 den gemäß Landesbauordnung not-
wendigen Mindestabstand von 2,50 m fest. 
Die maximal zulässige Gebäudehöhe ist dabei 
differenziert nach der derzeit vorgesehenen 
Lage der jeweiligen Gebäudeteile mit 23,50 m 
im Bereich zur Heidenheimer Straße sowie  
20,0 m im rückwärtigen Bereich zum Leimgru-
benweg. Die unmittelbar an das Flurstück Nr. 
2605 angrenzenden 1-geschossigen Gebäude-
teile weisen eine Höhe von 6,0 m über dem 
Niveau des Leimgrubenwegs auf.  
 
Die Grundflächenzahl ist auf einen Wert von 
maximal 0,9 begrenzt. 
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Ost-West Länge von 90 m südlich vor dem Grund-
stück der Einwenderin zulässig. 
Zusätzlich darf die festgesetzte Gebäudeoberkante 
von 23,5 m mit Dachaufbauten mit einer Höhe von 
bis zu 2,5 m überschritten werden, sodass nach den 
planerischen Festsetzungen mit einem Gebäude zu 
rechnen ist, dass zumindest auf 10 % der überbau-
baren Fläche 26 m hoch ist. Dies bedeutet, dass auf 
einer Fläche von insgesamt 423 m² der überbauba-
ren Fläche von 4239 m² eine Gebäudehöhe von 26 
m zulässig ist. 
Unmittelbar südlich vorgelagert zum Grundstück 
der Einwenderin ist der im Bebauungsplan mit „Be-
reich A" bezeichnete Teil des B-Plans. Nach den 
Festsetzungen des B-Plans ist in dem Bereich A 
(südlich vorgelagert vom Grundstück der Einwen-
derin) ein in Ost-West-Richtung verlaufender 50 m 
langer und auf einer Fläche von 423 m² bis zu 26 m 
hoher Baukörper zulässig. 
 
Belange der Einwenderin 
Die Belange der Einwenderin sind von den planeri-
schen Festsetzungen des B-Plans unmittelbar be-
troffen. 
Im Einzelnen: 
a. unzumutbare Verschattung 
Es ist offensichtlich, dass durch die festgesetzte 
massive Bebauung unmittelbar entlang der Süd-
grenze des Grundstücks der Einwenderin eine un-
zumutbare Verschattung des Grundstücks der Ein-
wenderin entsteht. Dies gilt insbesondere dann, 
wenn in dem Bereich A die mögliche Überschrei-
tung von 10 % der festgesetzten Höhe ausgenutzt 
wird. Eine direkte Sonneneinstrahlung ist dann 
sowohl an der Südseite als auch an der Westseite 
unzumutbar eingeschränkt. Der Abstand der Bau-
grenze zu dem Gebäude der Einwenderin beträgt 
lediglich 7 m. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Die Festsetzung zur den Dachaufbauten wurde 
im Entwurf des Bebauungsplans entsprechend 
der fortgeschrittenen Planungen angepasst. Es 
sind dabei Dachaufbauten bis zu einer Höhe 
von 3,0 m auf einer Fläche von insgesamt 30% 
der gesamten Dachflächen zulässig. Ausge-
nommen hierbei sind die Dachflächen des 1. 
Obergeschosses. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In Hinblick auf die Verschattung der nördlich 
angrenzenden Grundstücke können die im 
Vorentwurf des Bebauungsplans festgesetzten 
Abstandsflächen eines Mischgebietes sowie 
aufgrund der Anpassung der Art der baulichen 
Nutzung im Entwurf des Bebauungsplans not-
wendigen Abstandsflächen eines einge-
schränkten Gewerbegebietes eingehalten 
werden. Zur Überprüfung der Einhaltung der 
Abstandsflächen wurde vom Ingenieurbüro 
Will ein entsprechender Abstandsflächenplan 
erarbeitet. Ebenfalls werden durch die Fest-
setzung der Dachaufbauten keine weiteren 
Abstandsflächen ausgelöst, da diese gemäß 
der getroffenen Festsetzung mindestens 
1,50m vom Rand der Gebäude abgerückt wer-
den müssen. Somit kann davon ausgegangen 
werden, dass es zu keiner unzumutbaren Ver-
schattung der umliegenden Grundstücke 
kommt.  
Die Gebäude im Bereich des Flurstücks Nr. 
2605 weisen einen Abstand von ca. 10,0 m zur 
festgesetzten Baugrenze auf. In diesem Be-
reich ist eine Bebauung mit max. 6,0m Höhe 
über dem Niveau des Leimgrubenwegs zuläs-
sig. Die höheren Gebäudeteile weisen einen 
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b. Einmauerungseffekt 
Des Weiteren entsteht durch die massive Bebau-
barkeit auf einer Fläche von 4239 m² des 4710 m² 
großen Grundstücks unter Berücksichtigung der 
festgesetzten Gebäudehöhe ein Einmauerungsef-
fekt. Dieser Einmauerungseffekt wird durch die 
Topographie verstärkt, da das Gelände nördlich des 
Grundstücks der Einwenderin stark nach Norden 
hin ansteigt und dort in einer Entfernung von ca. 40 
m von der Plangrenze aus gemessen sich die mehr-
geschossigen Gebäude der ehemaligen Kranken-
schwesterschule befinden. 
Das zweigeschossige Gebäude der Einwenderin 
befindet sich dann nach Vollzug des Bebauungs-
plans sprichwörtlich „im Loch". Im Norden steigt 
das Gelände stark an mit den auf dem dadurch 
deutlich erhöhten Gelände errichteten 
Gebäuden der vormaligen Krankenschwesterschu-
le, im Süden ist bei Verwirklichung des geplanten 
Vorhabens unmittelbar angrenzend ein massives 
bis zu 26 m hohes Gebäude zulässig, das mit dem 
Bebauungsplan ja auch ermöglicht werden soll. Der 
Eimauerungseffekt ist offenkundig. 
 
c. Wertminderung 
Durch die mit dem Bebauungsplan mögliche massi-
ve Bebauung wird das Erbbaurecht der Einwenderin 
erheblich im Wert gemindert. Ein Grundstück, das 
mehr oder weniger ganzjährig durch eine massive 
vorgelagerte Bebauung verschattet wird, ist nur mit 
erheblichen Abschlägen verkäuflich. Es entsteht ein 
unzumutbarer Wertverlust allein durch die planeri-
schen Festsetzungen bezüglich des Maßes der bau-
lichen Nutzung. 
Die Einwenderin hat das auf dem Grundstück ste-
hende Gebäude an ein pathologisches Labor ver-
mietet. Bei Verwirklichung des geplanten Vorha-
bens wird der Mieter das Mietverhältnis nicht mehr 
fortsetzen, da die einengende Wirkung des geplan-
ten Vorhabens mit dem damit verbundenen Ein-
kerkerungseffekt und der damit verbundenen Ver-
schattung sich äußerst negativ auf die Arbeitsbe-
dingungen in dem Labor auswirken werden. Die 
Einwenderin müsste bei Verwirklichung des Vorha-
bens die Hinnahme eines Mietausfallschadens in 
der Größenordnung von ca. 50.000 € (gerechnet 
auf 10 Jahre) zu hinnehmen. 
Hinzu kommt, dass bei dem geplanten Vorhaben, 
das Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens ist, 

Abstand von mindestens 17,0 m zum beste-
hende Gebäude auf. 
 
 
Aufgrund dessen, dass sich die geplante Be-
bauung mit den Gebäudehöhen von 20,0 m 
und 23,50 m um ca.25,0 m und 17,0 m von dem 
bestehenden 2-geschossigen Gebäude auf 
dem Flurstück Nr. 2605 absetzt, wird von kei-
nem Einmauerungseffekt ausgegangen. An-
grenzend an das Grundstück befinden sich 
lediglich die Gebäudeteil mit einer zulässigen 
Höhe von 6,0 m.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die geplanten Gebäude befinden sich etwa 
nordwestlich des Flurstückes Nr. 2605. Auf-
grund des geplanten Gebäudeabstandes der 
höheren Gebäudeteile von mindestens 17,0 m 
(zum bestehenden Gebäude) sowie der Mög-
lichkeit der Besonnung von Osten und Westen 
wird davon ausgegangen, dass die Vorgaben 
der DIN 5034 (Tageslicht in Innenräumen) ein-
gehalten werden können und somit gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet 
sind. 
   
Eine Wertminderung des Baugrundstückes ist 
daher nicht gegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die derzeit geplante Entlüftung der Tiefgarage 
(mechanische Entlüftung über Lichtschächte) 
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die Belüftung der dreigeschossigen Tiefgarage nur 
wenige Meter vom Gebäude der Einwenderin ent-
fernt geplant ist. Hierauf wird schon jetzt hingewie-
sen, da insoweit auch Einwendungen im Bauge-
nehmigungsverfahren erfolgen werden. 
 
 
 
 
 
Fehler des Bebauungsplans 
Der B- Plan hat Rechtsfehler. 
a. Ermittlungsfehler 
Im Aufstellungsverfahren sind dem Planverfasser 
Ermittlungsfehler unterlaufen. Wie aus der Begrün-
dung zum Bebauungsplan ersichtlich, setzt sich der 
Planverfasser in Ziff. 2 der Planbegründung zwar 
mit der nordöstlichen und nördlich des Grundstücks 
der Einwenderin gelegenen Bebauung auseinander. 
„Vergessen" wurde aber ganz offenkundig das von 
den planerischen Festsetzungen unmittelbar nörd-
lich an das Plangebiet angrenzende Grundstück der 
Einwenderin und deren Belange. Dieses Grundstück 
mit der auf diesem Grundstück vorhandenen Be-
bauung wurde vom Planverfasser in die Betrach-
tung der Umgebungsbebauung und den Auswir-
kungen des Bebauungsplans auf diese überhaupt 
nicht berücksichtigt. Das ist angesichts des Um-
standes, dass es sich um ein bebautes unmittelbar 
angrenzendes Grundstück handelt, völlig unver-
ständlich. Falsch ist bei der Darstellung des Be-
stands (Z. 2 der Begründung), dass nördlich an-
grenzend eine 5 bis 7-geschossige Wohnbebauung 
sich unmittelbar an das Baugrundstück anschließe. 
Nördlich angrenzend befindet sich das Grundstück 
der Einwenderin das lediglich 2-geschossig bebaut 
ist. Stattdessen wurde vom Planverfasser die weiter 
nördlich gelegene Bebauung entlang des Kranken-
hauswegs in die Betrachtung der Umgebungsbe-
bauung mit einbezogen. Auch dies erfolgte fehler-
haft.  
Diese Bebauung ist nicht einmal in dem veröffent-
lichten Planausschnitt erkennbar. Die 
Bebauung entlang des Krankenhauswegs ist des-
wegen für die Beurteilung des Plangebiets nicht in 
den Blick zu nehmen. 
Unzutreffend geht der Planverfasser auch davon 
aus, dass teilweise für das Plangebiet keine planeri-
schen Festsetzungen bestünden. Das Plangebiet, 
also das Grundstück 2599, liegt aber im Umgriff des 
derzeit gültigen Bebauungsplans „Wohnquartier 
ehem. Klinikum Safranberg" vom 19.11.2014. 

befindet sich im Bereich angrenzend zum 
Grundstück der Einwenderin. Aufgrund des-
sen, das sämtliche, baurechtlich notwendige 
Stellplätze innerhalb der Tiefgarage nachge-
wiesen werden und somit die noch vorhande-
nen Freiflächen frei von parkenden Fahrzeu-
gen gehalten werden können, ist eine Ver-
schiebung der Lage der Entlüftungsanlagen 
nicht möglich. 
 
 
 
 
Unter Ziffer 3 der Begründung zum Bebau-
ungsplan werden die bestehenden Gegeben-
heiten des Baugrundstückes sowie die umge-
bende Bebauung in den Grundzügen beschrie-
ben. Deshalb wurde der Planausschnitt des 
Bebauungsplans auch so gewählt, dass die 
umliegende Bebauung erkennbar und ablesbar 
dargestellt ist. 
 
Bei der Planung der Gebäude sowie bei den 
getroffenen Festsetzungen des Bebauungs-
plans wurde das angrenzende Grundstück in 
die Abwägung der privaten und öffentlichen 
Belange ebenfalls eingestellt. Es wurde insbe-
sondere bei der Ermittlung des Maßes der 
baulichen Nutzung auf die nachbarlichen Be-
lange eingegangen und diese in der Begrün-
dung zum Bebauungsplan auch dargelegt. Ein 
Abwägungsdefizit bzw. ein Abwägungsausfall 
ist daher nicht erkennbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei der Veröffentlichung des Bebauungsplans 
wird lediglich ein Planausschnitt mit dem Um-
griff des Bebauungsplans dargestellt um die 
Lage des Plangebiets für interessierte Bürger 
darzulegen. Die exakten Pläne können dann 
bei Interesse im Bürgerservice Bauen eingese-
hen werden. 
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Es liegen demnach erhebliche Ermittlungsfehler 
vor. 
b. Abwägungsfehler 
Hätte sich der Planverfasser bei der Betrachtung 
der Umgebungsbebauung auch mit den Auswir-
kungen des Bebauungsplans auf das unmittelbar an 
das Plangebiet nördlich angrenzende Grundstück 
der Einwenderin und deren Belange befasst, wäre 
dies auch bei der Abwägung berücksichtigt worden. 
Stattdessen wurden die Belange der Einwenderin in 
die Abwägung überhaupt nicht mit eingestellt. 
Allein dieser Abwägungsausfall führt zur Rechts-
widrigkeit des Bebauungsplans. Der Planverfasser 
hätte bei der Abwägung die Auswirkungen der Pla-
nung bezüglich des Maßes der baulichen Nutzung 
berücksichtigen und abwägen müssen. 
Nach dem derzeit maßgeblichen Bebauungsplan 
„Klinikum Safranberg" ist auf dem überplanten 
Grundstück 2599 lediglich eine überbaubare 
Grundstücksfläche von 0,4 festgesetzt. Diese soll 
nunmehr um mehr als das Doppelte auf 0,9 erhöht 
werden. 
Die Baugrenzen sind bei dem derzeit gültigen Plan 
mit einem deutlich höheren Abstand zum Grund-
stück der Einwenderin festgesetzt. Bei dem vorlie-
genden Plan ist nur noch ein Mindestgrenzabstand 
einzuhalten. Die Baugrenze verläuft nur noch 2,5 m 
von der Grundstücksgrenze des Grundstücks der 
Einwenderin entfernt. 
Bisher ist lediglich eine Gebäudehöhe von 496 m 
NN des Baukörpers möglich. Jetzt soll eine mögli-
che Gebäudehöhe im hier bezüglich der Belange 
der Einwenderin maßgeblichen Abschnitt A bis 
499,5 m NN mit einer möglichen Überschreitung 
von weiteren 2,5 m auf 10 % der überbaubaren 
Grundstücksfläche möglich sein. 
Mit den Belangen der Einwenderin hätte sich der 
Planverfasser bei der Abwägung auseinandersetzen 
müssen. Dies erfolgte nicht, obwohl die Auswir-
kungen der planerischen Festsetzungen auf die 
Belange der Einwenderin offenkundig sind. 
 
c. „Etikettenschwindel" 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass es sich bei 
der Festsetzung der Art der Nutzung als Ml Gebiet 
um einen Etikettenschwindel handelt. Bei dem 
Bebauungsplan handelt es sich um einen maßge-
schneiderten Angebotsbebauungsplan für ein ein-
ziges Unternehmen, das die gesamte Nutzfläche 
für Bürozwecke nutzen will. Grundlage des Bebau-
ungsplans ist hierzu das von dem Vorhabenträger 
eingereichte geplante Vorhaben mit ausschließlich 

 
 
 
Bei der Planung der Gebäude sowie bei den 
getroffenen Festsetzungen des Bebauungs-
plans wurde das angrenzende Grundstück in 
die Abwägung der privaten und öffentlichen 
Belange ebenfalls eingestellt. Es wurde insbe-
sondere bei der Ermittlung des Maßes der 
baulichen Nutzung auf die nachbarlichen Be-
lange eingegangen und diese in der Begrün-
dung zum Bebauungsplan auch dargelegt. Ein 
Abwägungsdefizit bzw. ein Abwägungsausfall 
ist daher nicht erkennbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Lage der Baugrenzen orientiert sich zum 
Einen an der derzeit angedachten Bebauung 
und zum Anderen resultiert die Lage aus der 
Bearbeitung des Bebauungsplans als Ange-
botsbebauungsplan, dem das derzeitige Bau-
vorhaben lediglich informell zu Grunde liegt, 
und somit durch ein möglichst großes Bau-
fenster eine gewisse Flexibilität bei der weite-
ren Planung erhalten werden soll. Trotz der 
möglichen Flexibilität bei den überbaubaren 
Grundstücksflächen wurde bei den Festset-
zung zum Maß der baulichen Nutzung darauf 
geachtet, dass die Belange der nachbarlichen 
Bebauung nicht über Maß eingeschränkt wer-
den. 
 
 
 
 
 
 
Die Art der baulichen Nutzung wurde im Vor-
entwurf des Bebauungsplans zur Wahrung 
einer möglichst großen Flexibilität aufgrund 
des Angebotsbebauungsplans als Mischgebiet 
gemäß § 6 BauNVO festgesetzt. Da sich im 
Zug des weiteren Verfahren herauskristallisier-
te, dass eine Wohnnutzung nicht bzw. in nur 
einem sehr geringen Umfang überhaupt in 
Betracht gezogen werden kann wurde von der 
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gewerblicher Nutzung. Da das Grundstück mit ei-
ner Grundflächenzahl von 0,9 vollständig überbaut 
wird, bleibt im Plangebiet kein Raum mehr für eine 
Wohnnutzung. Der Hinweis in der Begründung zum 
Bebauungsplan, dass zukünftig eine Wohnnutzung 
ermöglicht werden soll, hilft dabei nicht weiter. 
Entscheidend ist, dass bei dem maßgeschneiderten 
Bebauungsplan dieser auf die Bedürfnisse des Vor-
habenträgers ausgerichtet ist, der das Vorhaben zu 
100 % gewerblich nutzen will. Da die beabsichtigte 
Nutzung zugleich Grundlage des Bebauungsplans 
ist, bleibt für eine Wohnnutzung kein Raum mehr.  
 
Schon aus diesem Grund wäre ein Satzungsbe-
schluss rechtswidrig. Die im Bebauungsplanverfah-
ren eingereichte konkrete Planung kann bei einer 
Festsetzung als MI Gebiet nicht verwirklicht wer-
den. 
d. Fehlende städtebauliche Rechtfertigung 
Aus der Begründung zum Bebauungsplan ist keine 
städtebauliche Rechtfertigung der Planung er-
kennbar. Es wird lediglich erwähnt, dass ein Um-
siedlungswunsch von Büroflächen eines in Ulm 
ansässigen Unternehmens bestünde. Damit lässt 
sich eine städtebauliche Rechtfertigung nicht be-
gründen. 
Der Bebauungsplan ist auch deswegen rechtsfeh-
lerhaft, da die festgesetzte Grundflächenzahl sich 
nicht in die Umgebungsbebauung einfügt und für 
die weitere Umgebungsbebauung ein nicht hin-
nehmbares Präjudiz schafft. 
 
Konfliktvermeidung 
Das vorgesehene Maß der baulichen Nutzung führt 
zwangsläufig zu einem Interessenkonflikt zwischen 
den Belangen der Einwenderin und dem Nutzungs-
interesse des hinter der Planung stehenden Vorha-
benträgers, der letztlich im Rahmen eines Normen-
kontrollverfahrens geklärt werden müsste, wenn es 
bei der bisherigen Planung verbliebe. Auf diesem 
Hintergrund will die Einwenderin altersbedingt die 
Möglichkeit einer Konfliktvermeidung durch eine 
vorzeitige Beendigung des Erbbaurechts oder eine 
Übertragung des Erbbaurechts auf den Vorhaben-
träger nicht ausschließen, um eine konfliktvermei-
dende Lösung zu ermöglichen. 
 

Festsetzung eines Mischgebietes Abstand 
genommen und die Art der baulichen Nutzung 
in ein eingeschränktes Gewerbegebiet geän-
dert. Die Einschränkung hinsichtlich eines Ge-
werbegebietes gemäß § 8 BauNVO erfolgt 
daher, dass lediglich das wohnen nicht wesent-
lich störende Gewerbebetriebe zulässig sind. 
Damit kann sichergestellt werden, dass keine 
unzumutbaren Belästigungen von den neu 
anzusiedelnden Nutzungen ausgehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Da es sich bei dem erarbeiteten Bebauungs-
plan um einen Angebotsbebauungsplan han-
delt, wird das städtebauliche Ziel dahingehend 
definiert, dass es in Ulm derzeit ein Bedarf an 
gewerblichen Bauflächen gibt. Dem zugrunde 
liegt die Anfrage eines ortsansässigen Unter-
nehmens, welches den Ansiedelungswunsch 
innerhalb der überplanten Fläche geäußert 
hat. Zudem handelt es sich bei den überplan-
ten Flächen um einen Innenbereich der bereits 
teilweise durch einen Bebauungsplan pla-
nungsrechtlich gesichert ist. 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurden folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange zum 
Entwurf des Bebauungsplans und der Satzung der örtlichen Bauvorschriften gehört: 
 

- Fernwärme Ulm (FUG) 
- Zentrale Planung Unitymedia BW GmbH 
- Polizeipräsidium Ulm 
- Deutsche Telekom Technik GmbH 
- Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm (SWU) 
- Regierungspräsidium Freiburg-Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
- Landratsamt Alb-Donau-Kreis-Kreisgesundheit 
- Regierungspräsidium Stuttgart-Landesamt für Denkmalpflege 
- Entsorgungsbetriebe Ulm (EBU) 
- Regionalverband Donau-Iller 
- Industrie- und Handelskammer Ulm (IHK) 
- Handwerkskammer Ulm (HWK) 
- Regierungspräsidium Tübingen-Raumordnung 
- Feuerwehr Ulm 
- Nachbarschaftsverband Ulm 
- SUB/V Umweltrecht u. Gewerbeaufsicht 

 

Von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden keine Stellung-
nahmen bzw. Stellungnahmen ohne Einwendungen vorgebracht: 
 

- Industrie- und Handelskammer Ulm (IHK), mit Schreiben vom 08.05.2019 
- Nachbarschaftsverband Ulm, mit Schreiben vom 10.05.2019 
- Handwerkskammer Ulm (HWK), mit Schreiben vom 22.05.2019 
- Feuerwehr Ulm, mit Schreiben vom 25.05.2019 

 

Von den folgenden 10 Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellungnahmen 
mit Anregungen und Hinweisen zum Bebauungsplanverfahren vorgebracht: 
 
Stellungnahmen Behörden / TÖB Stellungnahmen der Verwaltung 

Polizeipräsidium Ulm, 
E-Mail vom 17.04.2019 (Anlage 6.2) 
 

Das Polizeipräsidium hat in den vorausgegangenen 
Durchgängen seine Anregungen aus verkehrlicher 
und kriminalpräventiver Sicht eingebracht. Zum 
jetzigen Planungsstand ergibt sich aus dem u.a. 
Detail ergänzend die Frage, ob geparkte Fahrzeuge 
auf den Boxen links der Ausfahrt der Tiefgarage die 
Sicht nach links nehmen. 
 
Das gilt auch für die dazwischen angedeutete Be-
pflanzung. 

 
 

 
Die Sichtbeziehung der aus der Tiefgarage 
ausfahrenden PKW´s wird aufgrund dessen, 
dass diese mit einem Aufstellbereich (außer-
halb des Gebäudes) von ca. 5,0 m ausreichend 
raum haben, um die von links nahenden Fuß-
gänger bzw. PKW´s einsehen zu können.  
 
 
Planungsrechtlich ist im Bereich der Tiefgara-
genausfahrt keine Bepflanzung vorgesehen. 
 

Regionalverband Donau-Iller, 
Schreiben vom 25.04.2019 (Anlage 6.3) 
 

Der verfahrensgegenständliche Bebauungsplan 
enthält Festsetzungen zur Zulässigkeit von Einzel-
handelsnutzungen. Grundsätzliches Ziel der regio-

 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men.  
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nalplanerischen Regelungen zum Einzelhandel soll 
sein, den zentrenrelevanten Einzelhandel auf den 
Stadtkern zu konzentrieren. 
 
Der Regionalverband regt daher an, die textlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplans dahingehend 
zu ändern, dass zentrenrelevanter Einzelhandel 
ausgeschlossen wird. 
 
Anregungen oder Einwände darüber hinaus beste-
hen keine. 

 
 
 
 
Die Festsetzung wird so angepasst, dass zen-
trenrelevanter Einzelhandel ausgeschlossen 
wird. 
 
 
 
 
 

Fernwärme Ulm (FUG), 
Schreiben vom 29.04.2019 (Anlage 6.4) 
 

Im Grundsatz bestehen gegen den Bebauungsplan 
„Leimgrubenweg“ von Seiten der FUG keine Ein-
wände. 
Aktuell laufen die Umlegungsarbeiten der FUG, 
damit die Neubebauung wie geplant realisiert 
werden kann. 
Das neu zu erstellende Gebäude kann nach techni-
scher Klärung an das Fernwärmenetz der FUG 
angeschlossen werden. 
Sollte dies der Fall sein, so ist die Planung des 
Fernwärme-Hausanschlusses zwingend im Vorfeld 
mit der FUG abzustimmen. 

 

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Berücksichtigung 
bei der weiteren Planung an die Bauwerber 
weitergegeben. 
 

Landratsamt Alb-Donau-Kreis-Kreisgesundheit, 
Schreiben vom 30.04.2019 (Anlage 6.5) 
 

Nach Durchsicht der Unterlagen in der öffentlichen 
Auslegung bestehen aus Sicht des Fachdienstes 
Gesundheit gegen den Bebauungsplan keine Ein-
wendungen. 
 
Es wird vorausgesetzt, dass zur Einhaltung der 
Lärmrichtwerte geeignete Lärmschutzmaßnahmen 
eingeplant werden. Das Gesundheitsamt bittet bei 
infektionshygienischer Relevanz um weitere Betei-
ligung am Bauvorhaben.  
 

 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Aufgrund dessen, dass die Art der baulichen 
Nutzung von einem Mischgebiet in ein einge-
schränktes Gewerbegebiet geändert wurde, 
kann von Lärmschutzmaßnahmen aufgrund 
der nicht mehr zulässigen Wohnnutzung abge-
sehen werden. Ebenfalls ist aufgrund der Ein-
schränkung des Gewerbegebietes davon aus-
zugehen, dass keine negativen Auswirkungen 
auf die umliegenden schützenswerten Nut-
zungen zu erwarten sind. 
 

Zentrale Planung Unitymedia BW GmbH, 
Schreiben vom 10.05.2019 (Anlage 6.6) 
 

Im Planbereich liegen Versorgungsanlagen der 
Unitymedia BW GmbH. Unitymedia ist grundsätz-
lich daran interessiert, ihr glasfaserbasiertes Kabel-

 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men.  
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netz in Neubaugebieten zu erweitern und damit 
einen Beitrag zur Sicherung der Breitbandversor-
gung für die Bürger zu leisten. 
 
Die Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung 
weitergeleitet, die sich zu gegebener Zeit in Ver-
bindung setzen wird. Bis dahin bittet Unitymedia, 
weiter am Bebauungsplanverfahren beteiligt zu 
werden. 
 

 
 
 
 
Die Unitymedia BW AG wird im Zuge des Be-
bauungsplans am weiteren Verfahren beteiligt. 

Regierungspräsidium Freiburg-Landesamt für 
Geologie, Rohstoffe und Bergbau, 
Schreiben vom 10.05.2019 (Anlage 6.7) 
 

Geotechnik 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsver-
fahren des LGRB als Träger öffentlicher Belange 
keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutach-
ten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für 
das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Über-
sichtsgutachten, Baugrundgutachten oder geo-
technischer Bericht vorliegt, liegen die darin ge-
troffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des 
gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Andernfalls empfiehlt das LGRB die Übernahme 
der folgenden geotechnischen Hinweise in den 
Bebauungsplan: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am 
LGRB vorhandenen Geodaten im Verbreitungsbe-
reich von Gesteinen der Unteren Süßwassermolas-
se. Im tieferen Untergrund stehen die Gesteine des 
Oberen Juras an. Mit lokalen Auffüllungen voran-
gegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastab-
tragung geeignet sind, ist zu rechnen. 
 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmer-
füllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht aus-
zuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallen-
den Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirt-
schaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt 
DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die 
Erstellung eines entsprechenden hydrogeologi-
schen Versickerungsgutachtens empfohlen. 
 
Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter 
Spalten ist bei Anlage von Versickerungseinrich-
tungen auf ausreichenden Abstand zu Fundamen-
ten zu achten. Die anstehenden Gesteine der Unte-
ren Süßwassermolasse neigen in Hanglage und bei 
der Anlage von tiefen und breiten Baugruben zu 

 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men und zur Berücksichtigung bei der weite-
ren Planung an den Vorhabenträger weiterge-
leitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men und zur Berücksichtigung bei der weite-
ren Planung an den Vorhabenträger weiterge-
leitet. 
 
 
 
 

Für das Plangebiet wird vor Baubeginn eine 
Baugrunduntersuchung durchgeführt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men und zur Berücksichtigung bei der weite-
ren Planung an den Vorhabenträger weiterge-
leitet. 
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Rutschungen. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der 
weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z.B. 
zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwer-
ten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungsho-
rizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensiche-
rung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstel-
len wie z.B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen 
gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein 
privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 

 
 
Für das Plangebiet wird vor Baubeginn eine 
Baugrunduntersuchung durchgeführt. 
 
 
 
 
 
 

Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm (SWU), 
Schreiben vom 14.05.2019 (Anlage 6.8) 
 

Im Grundsatz bestehen keine Einwände gegen den 
Bebauungsplan von Seiten der Stadtwerke 
Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH. 
 
Eventuell wird eine private Trafostation notwendig. 
Dies ist abhängig von der Nutzung und somit von 
der benötigten elektrischen Leistung. Hierzu benö-
tigt die SWU bauseitige Angaben zur elektrischen 
Leistung. 
 
Die SWU bittet, dies bei den weiteren Planungen zu 
berücksichtigen. 
Um weitere Abstimmung und Einbeziehung der 
Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH in weitere 
Schritte der Planungen wird gebeten. 
 

 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
Die Stellungnahme wird an die Bauwerber zur 
Berücksichtigung bei der weiteren Planung 
weitergeleitet.  
 
 
 
Die SWU Netze GmbH wird im Zuge der koor-
dinierten Leitungsplan in die weiteren Pla-
nungsschritte eingebunden. 
 

SUB/V Umweltrecht u. Gewerbeaufsicht, 
Schreiben vom 20.05.2019 (Anlage 6.9) 
 

Altlasten 
Im Zuge der Altlasten-Nacherfassung wurden auf 
den Flurstücken 2599 und 956 die Altstandorte AS 
03339 Heidenheimerstraße 55 sowie AS 03483 
Leimgrubenweg 4 im Altlastenkataster erfasst (sie-
he Lageplan). 
 
Diese Altstandorte sind die Begründung zum Be-
bauungsplan „Leimgrubenweg“ aufzunehmen. 
 
AS 03339 Heidenheimer Straße 55 
Auf dem Flurstück 02599 war ab 1957 ein Zimme-
reibetrieb ansässig. Zu den Betriebseinrichtungen 
zählten u.a. und ein Tauchbecken zur Durchführung 
von Imprägnierarbeiten. Es ist davon auszugehen, 
dass chrom- und kupferhaltige Imprägniersalze 
zum Einsatz kamen. 
1985 wurde ein Teil des Betriebes durch einen 

 
 
 

 
Die Hinweise zum Bebauungsplan werden 
entsprechend den angeführten Altstandorten 
ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
Der angeführte Altstandort wird entsprechend 
der vorgeschlagenen Formulierung in die Hin-
weise zum Bebauungsplan aufgenommen. 
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Brand vernichtet. Im Zuge des Wiederaufbaus wur-
de auch ein Lackspritzraum und ein separater Lack-
lagerraum eingerichtet. Diffuse Einträge in den 
Untergrund sind auszuschließen. 
Auf dem Grundstück wurde über einen langen Zeit-
raum mit wassergefährdenden Stoffen umgegan-
gen. Infolgedessen sind Anhaltspunkte für das Vor-
liegen einer Altlast entsprechend § 3 Absatz 1 der 
BBodSchV zu erkennen. 
 
Der Wirkungspfad Boden-Mensch wurde vor die-
sem Hintergrund auf Beweisniveau 1 mit „B-
Anhaltspunkte, derzeit keine Exposition“ bewertet.  
Wird der Standort entsiegelt und einer höherwerti-
gen Nutzung zugeführt, ist das weitere Vorgehen 
mit der unteren Bodenschutz- und Altlastenbehör-
de abzustimmen. 
 
AS 03483 Leimgrubenweg 4 
Auf dem Flurstück 956 wurde 1947 eine Autohalle 
erstellt. Ein Benzinabschneider war im Rahmen der 
Baugenehmigung gefordert worden. 1954 wurde 
eine Eigenbedarfstankstellen sowie ein 5.000 L-
Behälter zur Lagerung von Dieselkraftstoffen er-
richtet. 1964 wurden noch 3 Fertiggaragen erstellt, 
die zwischenzeitlich wieder abgebrochen wurden. 
Weitere Informationen zum 5.000 L-Behälter liegen 
nicht vor. 
 
Diffuse Einträge in den Untergrund sind auszu-
schließen. 
Auf dem Grundstück wurde über einen langen Zeit-
raum mit wassergefährdenden Stoffen umgegan-
gen. 
Infolgedessen sind Anhaltspunkte für das Vorliegen 
einer Altlast entsprechend § 3 Absatz 1 der 
BBodSchV zu erkennen. 
Die Wirkungspfade Boden-Mensch und Boden-
Grundwasser wurden vor diesem Hintergrund auf 
Beweisniveau 1 mit „B-Anhaltspunkte, derzeit kei-
ne Exposition“ bewertet. 
Wird der Standort entsiegelt und einer höherwerti-
gen Nutzung zugeführt, ist das weitere Vorgehen 
mit der unteren Bodenschutz- und Altlastenbehör-
de abzustimmen. 
 
Naturschutz 
Seitens des Naturschutzes bestehen keine Einwän-
de. 
Auf die Stellungnahme SUB V vom 03.08.2017 zum 
Bebauungsplan „Safranberg – Leimgrubenweg“ 
wird verwiesen. Diese Stellungnahme gilt unverän-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Berücksichtigung 
bei der weiteren Planung an den Bauwer-
ber/Vorhabenträger weitergegeben. 
 
 
 
 
 
 
Der angeführte Altstandort wird entsprechend 
der vorgeschlagenen Formulierung in die Hin-
weise zum Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Berücksichtigung 
bei der weiteren Planung an den Bauwer-
ber/Vorhabenträger weitergegeben. 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
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dert weiter. 
 
Regierungspräsidium Tübingen -Raumordnung, 
Schreiben vom 22.05.2019 (Anlage 6.10) 
 

Belange des Immissionsschutzes 
Das Plangebiet des Bebauungsplans „Leimgruben-
weg“ befindet sich im unmittelbaren Einwirkungs-
bereich einer vielbefahrenen Straße. Aus diesem 
Grund ist an der geplanten Wohnbebauung in Be-
reich A des Entwurfsplans mit erhöhten verkehrs-
bedingten Immissions-Belastungen in Form von 
Luftschadstoffen und Lärm zu rechnen. 
 
Daher hält es das RP Tübingen für angezeigt, dass 
kontrollierte Be- und Entlüftungsanlagen in den 
Satzungsbeschluss der Bebauungsplanung einge-
arbeitet werden. Es sollte sichergestellt werden, 
dass die Einlässe zum Ansaugen von Frischluft an 
den straßenabgewandten Seiten bzw. auf den Dä-
chern positioniert werden. 
 
Eine Würdigung der an der Wohnbebauung entste-
henden Belastungen durch Luftschadstoffe fehlt in 
den Planunterlagen. 
 

 
 
 

 
Aufgrund dessen, dass nach derzeitigem Stand 
der Planung eine Wohnnutzung auf nunmehr 
einer sehr untergeordneten Teilfläche erfolgen 
kann, würde diese von der Art der baulichen 
Nutzung keinen Mischgebietscharakter mehr 
erhalten. Daher wurde im Entwurf des Bebau-
ungsplans von der Festsetzung eines Mischge-
bietes abgesehen und in Anlehnung an die 
geplante Nutzung ein eingeschränktes Gewer-
begebiet festgesetzt. Aufgrund dessen, dass 
damit verbunden keine Wohnnutzung inner-
halb des Plangebietes zulässig ist, kann von 
aktiven bzw. passiven Lärmschutzmaßnahmen 
abgesehen werden. 
 
 
Das Plangebiet befindet sich unmittelbar an-
grenzend an die Heidenheimer Straße. Auf-
grund dieser Lage sind Belastungen durch 
Luftschadstoffe nicht auszuschließen. Zur 
Messung der Luftqualität in Ulm befinden sich 
in der Zinglerstraße sowie in der Karlstraße 
Messstellen der Landesanstalt für Umwelt 
Baden-Württemberg. An diesen wurden in den 
Jahren von 2015 – 2018 die Grenzwerte für 
Stickstoffoxid und Feinstaub eingehalten. 
Aufgrund des höheren Verkehrsaufkommens 
im Bereich der Messstellen gegenüber der 
Lage des Plangebietes kann davon ausgegan-
gen werden, dass die Grenzwerte auch an der 
geplanten Neubebauung eingehalten werden. 
Da innerhalb des Plangebietes keine Wohn-
nutzung zulässig ist, wird von einer Würdigung 
in der Begründung zum Bebauungsplan abge-
sehen.  
 

Entsorgungsbetriebe Ulm (EBU), 
Schreiben vom 24.05.2019 (Anlage 6.11) 
 

Abwasser und Gewässer (Abt l) 
Bei der Abwasserbeseitigung ist die Abwassersat-
zung der Stadt Ulm zu beachten. Danach sind u.a. 
Hausanschlussleitungen von Gebäude bis zum öf-
fentlichen Kanal in der Straße als private Leitungen 
zu planen, bauen und unterhalten. 
Hausanschlussleitungen an den öffentlichen Kanal 
sind im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens zu 

 
 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Berücksichtigung 
bei der weiteren Planung an die Bauwer-
ber/Vorhabenträger weitergeleitet. 
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beantragen. Bestandsunterlagen des öffentlichen 
Kanals können bei den Entsorgungs-Betrieben der 
Stadt Ulm angefordert werden. 
 
Abfall und Stadtreinigung (Abt ll) 
Der bestehende Glascontainerstandort an der Hei-
denheimer Straße muss bestehen bleiben. 
Falls dies nicht möglich ist, muss ein Ersatzstandort 
auf dem Gelände bereitgestellt werden. 
 

 
 
 
 
 
Für die bestehenden Glascontainerstandorte 
muss ein Ersatzstandort gefunden werden.  
Ein Standort innerhalb des Baugrundstückes 
kann dabei nicht zur Verfügung gestellt wer-
den. 
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Unitymedia BW GmbH | Postfach 10 20 28 | 34020 Kassel  Bearbeiter(in):  Herr Kiewning 

Abteilung: Zentrale Planung 

Direktwahl: +49 561 7818-149 

E-Mail: ZentralePlanungND@unitymedia.de 

Vorgangsnummer: 345976 

 

 
Stadt Ulm 
Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt, Baurecht 
Abteilung Städtebau und Baurecht I 
Herr Heinrich Kastler  
Münchner Straße 2 
89073 Ulm 
  

Datum   

10.05.2019 

Bebauungsplan "Leimgrubenweg" in Ulm 
 

Sehr geehrter Herr Kastler, 

 

vielen Dank für Ihre Informationen.  

 
Im Planbereich liegen Versorgungsanlagen der Unitymedia BW GmbH. Wir sind grundsätzlich daran interessiert, 
unser glasfaserbasiertes Kabelnetz in Neubaugebieten zu erweitern und damit einen Beitrag zur Sicherung der 
Breitbandversorgung für Ihre Bürger zu leisten.  
 

Ihre Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung weiter geleitet, die sich mit Ihnen zu gegebener Zeit in 

Verbindung setzen wird. Bis dahin bitten wir Sie, uns am Bebauungsplanverfahren weiter zu beteiligen. 

 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei immer unsere oben stehende 
Vorgangsnummer an. 

 

 

Freundliche Grüße 

 

 

Zentrale Planung Unitymedia  
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REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
L A N D E S A M T   F Ü R   G E O L O G I E ,  R O H S T O F F E   U N D   B E R G B A U  

Albertstraße 5 - 79104 Freiburg i. Br., Postfach, 79095 Freiburg i. Br. 
 

E-Mail: abteilung9@rpf.bwl.de - Internet: www.rpf.bwl.de 
Tel.: 0761/208-3000, Fax: 0761/208-3029  

 
 
 

  
Stadt Ulm  
Hauptabteilung Stadtplanung,  
Umwelt, Baurecht  
Münchner Straße 2  
89073 Ulm 
 

 

 

Freiburg i. Br., 
 

Durchwahl (0761) 
 

Name: 
 

Aktenzeichen: 

 
 

10.05.19 
208-3045 
Valentina Marker  
2511 // 19-03775 

 
 

 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
A  Allgemeine Angaben 
 
Bebauungsplan "Leimgrubenweg", Stadt Ulm (TK 25: 7526 Ulm-Nordost)   
  
Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Gelegenheit zur Stellungnahme 
der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange im Rahmen der 
Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB  
 
Ihr Schreiben Az. SUB-Ka vom 11.04.2019  
 
Anhörungsfrist 24.05.2019 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
 
1  Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
    die im Regelfall nicht überwunden werden können 
 
Keine 
 
 
2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
    die den Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes 
 
Keine
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3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
 
 
Geotechnik 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentli-
cher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, 
Baugrundgutachten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Andernfalls empfiehlt das LGRB die Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise 
in den Bebauungsplan: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Gesteinen der Unteren Süßwassermolasse. Im tieferen Unter-
grund stehen die Gesteine des Oberen Juras an. Mit lokalen Auffüllungen vorangegange-
ner Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. 
 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 
nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer 
geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 
(2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen 
Versickerungsgutachtens empfohlen. 
 
Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versicke-
rungseinrichtungen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu achten.Die anste-
henden Gesteine der Unteren Süßwassermolasse neigen in Hanglage und bei der Anlage 
von tiefen und breiten Baugruben zu Rutschungen. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antref-
fen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) wer-
den objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
 
Boden 
 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzutragen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
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Grundwasser 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus hydrogeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Bergbau 
 
Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher Seite keine Einwendungen. 
 
 
Geotopschutz 
 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
 
 
Allgemeine Hinweise 
 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage 
des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Ge-
otop-Kataster) abgerufen werden kann. 
 
 
 
 
Valentina Marker 
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Regierungspräsidium Tübingen · Postfach 26 66 ·

 
Stadt Ulm 
SUB 
 
Per E-Mail: h.kastler@ulm.de 

CC: info@ulm.de 

 

 

 Beteiligung der Träger öff

ren Satzungsverfahren (§

Schreiben vom 11.04.201

 

 

A. Allgemeine Angaben

 

Stadt Ulm 
 

 Flächennutzungspl

 Bebauungsplan „

 Satzung über den V

 sonstige Satzung 

 
 

B. Stellungnahme 

 

 Keine Bedenken od

 Fachliche Stellung

 

 

 

 

 

nauer-Str. 20 · 72072 Tübingen · Telefon 07071 757-0 · Telefax 070

rpt.bwl.de · www.rp.baden-wuerttemberg.de · www.service-bw.de 

 Haltestelle „Regierungspräsidium" oder „Landespolizeidirektion" 

 

 

REGIERUNGSPRÄSIDIUM TÜBINGEN 
  

 ·  72016 Tübingen 

 

Tübingen

Name

Durchwahl

Aktenzeichen

 

öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahre

(§ 4 Abs. 2 Baugesetzbuch) 

019 

n 

planänderung  

 „Leimgrubenweg“ 

n Vorhaben- und Erschließungsplan  

 oder Anregungen. 

ngnahme siehe Seite 2. 

7071 757-3190 

 

22.05.2019 

Sandra Kreußer 

07071 757-3253 

21-15/2511.2-2101.0/123/39 

(Bitte bei Antwort angeben) 

ren und vergleichba-
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- 2 - 

 

 

Belange des Immissionsschutzes 

 

Das Plangebiet des Bebauungsplans „Leimgrubenweg“ befindet sich im unmittelbaren 

Einwirkungsbereich einer vielbefahrenen Straße. Aus diesem Grund ist an der ge-

planten Wohnbebauung in Bereich A des Entwurfsplans mit erhöhten verkehrsbeding-

ten Immissions-Belastungen in Form von Luftschadstoffen und Lärm zu rechnen.  

 

Daher halten wir es für angezeigt, dass kontrollierte Be- und Entlüftungsanlagen in 

den Satzungsbeschluss der Bebauungsplanung eingearbeitet werden. Es sollte si-

chergestellt werden, dass die Einlässe zum Ansaugen von Frischluft an den straßen-

abgewandten Seiten bzw. auf den Dächern positioniert werden. 

 

Eine Würdigung der an der Wohnbebauung entstehenden Belastungen durch Luft-

schadstoffe fehlt in den Planunterlagen. 

 

 

 

 

gez. 

Kreußer  
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